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Die öſterreichiſche Reichsvertretung. 
Von Dr. Karl Hugelmann. 
VI. 9) 


Am 23. December 1860 wurde das vielberufene Rundſchreiben 
des Staatsminiſters Schmerling an die Statthalter veröffentlicht, welches 
die Grundzüge der zu ſchaffenden Verfaſſung enthielt. 

Schon hier war es ausgeſprochen, daß die Volksvertretung über 
das im Octoberdiplom feſtgeſtellte Niveau erhoben werden ſollte. Kraft 
kaiſerlicher Ermächtigung hatte in den Landesſtatuten hinſichtlich der 
Zuſammenſetzung der Landtage das Princip der Intereſſenvertretung 
auf Grundlage unmittelbarer Wahl und eines ausgiebigen Rechtes der 
Wahl und Wählbarkeit und rückſichtlich der Befugniſſe der Landesver⸗ 
tretung das Recht der Initiative und der Oeffentlichkeit der Verhand⸗ 
lungen Platz zu finden. Daraus ergab ſich als natürliche Folge, daß 
der Reichsrath ähnlicher, die Bedeutſamkeit dieſer Körperſchaft erhöhender 
Qualitäten bedürfe. 

Die Löſung der Aufgabe erfolgte mit dem Patente vom 26. Fe⸗ 
bruar 1861 und den im Anſchluſſe an dasſelbe erlaſſenen Staats⸗ 
grundgeſetzen. 

Das Februarpatent ſelbſt kündigt ſich nur als die Durchführung 
des Octoberdiploms an und bezeichnet es als ſeine Aufgabe, die 
beſtimmte Ordnung und Ausübungsform zu ſchaffen, deren das im 
Diplom gewährleiſtete Mitwirkungsrecht an der Geſetzgebung bedurfte. 
Die am 26. Februar kundgemachten Grundgeſetze überſchreiten auch in 
der That extenſiv nicht das Gebiet, welches das Octoberdiplom offen 
gelaſſen, an die Stelle des in Ausficht geſtellten Reichsrathsſtatutes und 
der Landesſtatute des Diploms treten nur das Grundgeſetz über die 
Reichsvertretung und die Landesordnungen. Die Februargeſetzgebung 


*) Siehe Art. V in Nr. 43 l. J. dieſer Beitichrift. 


- . 
hat ſomit die Idee der Reichsvertretung aus dem Octoberdiplom über⸗ 


nommen, ſie hat derſelben aber nicht nur eine beſtimmtere Ausgeſtaltung, 
ſondern auch eine energiſchere Betonung gegeben. 

Der „geſammte“ Reichsrath umfaßt, wie nach dem Diplom, die 
geſammte Monarchie und, wie der räumliche Wirkungskreis, ſo iſt auch 
die gegenſtändliche Competenz nahezu wörtlich unverändert geblieben. 
Wo ſich eine Ausdehnung der Competenz nachweiſen läßt, iſt es nur 
eine Erweiterung des conſtitutionellen Budgetrechtes der Krone gegenüber, 
nicht aber eine Stärkung der Centralgewalt durch Herabdrückung der 
Landtagscompetenz. 

Neben dieſem „geſammten“ Reichsrathe kennt das Grundgeſetz 
des Februar aber auch einen „engeren“ Reichsrath, der aus den Reichs⸗ 
rathsmitgliedern ohne die Vertreter der ungariſchen Länder beſteht, und 
hier iſt unſeres Erachtens eine einſchneidende Abweichung von den 
Principien des Octobers vorhanden. 

Nach letzteren hatte, wie wir geſehen, eine gemeinſame Behandlung 
der den nicht⸗ungariſchen Ländern ſeit langer Zeit gemeinſamen Angelegen⸗ 
heiten nur dann ſtattzufinden, wenn der Fall der Gemeinſamkeit von 
der Krone ſtatuirt wurde, in dem Februarpatente aber iſt dem „engeren“ 
Reichsrathe nicht eine Thätigkeit von Fall zu Fall, ſondern eine von 
vorneherein beſtimmte nothwendige Function im geſetzgebenden Organis⸗ 
mus zugewieſen. Und dieſer engere Reichsrath ſollte zu feiner Competenz 
alle jene Aufgaben zählen, welche nicht entweder einerſeits dem geſammten 
Reichsrathe oder andererſeits den Landtagen ausdrücklich vorbehalten 
waren, die Fülle der legislativen Gewalt war ſomit nunmehr für die 
öſterreichiſchen Länder grundſätzlich den Landtagen entzogen und in die 
Hand des engeren Reichsrathes gelegt. 

Hiemit tritt ein dualiſtiſcher Zug in den ganzen Verfaſſungs⸗ 
bau, welcher dem Octoberdiplom in dieſer Schärfe entſchieden fremd 
ift. Es mochte mit dem Sinne des Octoberdiploms noch verträglich 
ſein, den engeren Reichsrath zu einem continuirlich wirkenden Factor im 
Verfaſſungsleben zu erheben, allein dann hätte wenigſtens deſſen Competenz 
gleich jener des geſammten Reichsrathes auf beſtimmte Gegenſtände 
beſchränkt werden müſſen. Die Landtage mußten im Sinne des Diploms 
ſtets die urſprünglichen Träger der Mitwirkung an der Geſetzgebung 
bleiben; die Competenz des engeren Reichsrathes konnte wie jene des 
geſammten Reichsrathes nur eine abgeleitete ſein. 

Ja noch mehr, eine Verfaſſunggebung, welche ſich innerhalb der 
Grenzlinie des Diploms bewegen wollte, war nicht nur gebunden, die 
Competenz des engeren Reichsrathes auf beſtimmte Gegenſtände zu 
beſchränken, ſondern ſie konnte auch den Kreis der den außerungariſchen 
Ländern gemeinſamen Angelegenheiten nur ſo weit ziehen, als ſich eine 
ſolche Gemeinſamkeit im Laufe der Geſchichte bisher ſchon entwickelt 
hatte. War bisher von der abſoluten Gewalt ein Gegenſtand gemeinſam 
behandelt worden, ſo ſollte es auch fürderhin in den neuen conſtitutio⸗ 
nellen Formen bei der gemeinſamen Behandlung bleiben, es war aber 
nicht möglich, eine ſolche Gemeinſamkeit durch die Verfaſſung neu zu 
ſchaffen. 
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Mir dieſer Competenzverrückung zu Gunſten des engeren Reichs- War die bezeichnete Vorausſetzung eine zwingende, dann wird dem 


rathes ſteht es vollkommen im Einklange, daß die Entſcheidung von 


Zweifeln über die Competenz des engeren Reichsrathes gegenüber einem 
einzelnen Landtage dem Kaiſer nur auf Antrag des Reichsrathes und 
nicht auch des Landtages anheimgeſtellt, daß ſerner die Devolution der 
Landtagscompetenz auf den Reichsrath nunmehr nur von Seite eines 
der weſtöſterreichiſchen Landtage und nur auf den engeren Reichsrath 
in Ausſicht genommen iſt. 

Das Grundgeſetz des Februar hat ſich alſo, dies ſcheint uns feſt⸗ 
zuſtehen, äußerlich enge an das Octoberdiplom angeſchloſſen, aber deſſen 
Boden doch mehrfach verlaſſen. Und wo das Letztere geſchieht, dort iſt 
es nicht fo ſehr der Fall, um etwa centraliſtiſche Tendenzen Ungarn 
gegenüber zur Geltung zu bringen, als vielmehr, um die legislative 
Einheit der eisleithaniſchen Länder zu bewahren und zu entwickeln. 

In dieſem engeren Kreiſe iſt es der Februarverfaſſung auch 
gelungen, den Reichsgedanken in der Volksvertretung zu verwirklichen. 


Mit der ſieghaften Ausgeſtaltung des engeren Reichsrathes iſt aber, 


gewiß ſehr gegen den Willen der Schöpfer der Februarverfaſſung, der 
Grund zu jenem Dualismus der Volksvertretung gelegt worden, welcher 
die jetzige Verfaſſungsform Oeſterreich-Ungarns erfüllt. 

Das zweifache Beſtreben, an das Octoberdiplom anzuknüpfen und 
den Verfaſſungsbau über dasſelbe hinaus zu entwickeln, verläugnet ſich 
auch in der Zuſammenſetzung des Reichsrathes nicht. 

Beibehalten iſt die Norm des Octoberdiploms, nach welcher der 
Reichsrath ſowohl aus ernannten als aus gewählten Mitgliedern beſteht 
und daß, ſo weit der Reichsrath durch Wahl in regelmäßiger Weiſe 
gebildet wird, dieſe Wahl durch und aus den Landtagen erfolgt. Allein 
abgeſehen von jeder anderen Erwägung belehrt ſchon jenes Patent vom 
26. Februar, welches den ſtändigen und verſtärkten Reichsrath auflöſt, 
darüber, daß in dem Reichsrathe nicht der in dem berührten Hand⸗ 
ſchreiben an den Miniſterpräſidenten vom 20. October vorgeſehene, 
ſondern ein neuer Vertretungskörper in's Leben tritt. 

So ſehen wir denn vor Allem das Zweikammerſyſtem eingeführt, 
welches das Octoberdiplom nicht kennt, und es find dabei nicht blos 
jene Elemente in zwei Kammern auseinandergelegt, welche ſich in dem 
Reichsrathe des Diploms in ein er Kammer vereinigt vorfinden, ſondern 
es ſind auch ganz neue Elemente in das politiſche Leben eingeführt. 
Wohl iſt auch das neue „Herrenhaus“ im Weſen eine Notabeln— 
kammer, da das Recht der Krone, Mitglieder auf Lebensdauer zu 
ernennen, unbeſchränkt iſt, aber neben dem im Diplom allein bekannten 
Ernennungsprincipe findet ſich nunmehr auch jenes der Virilität und 
der Erblichkeit. 

Vor Allem iſt die erbliche Pairie, welche iu den großjährigen 
Häuptern jener inländiſchen, durch ausgedehnten Grundbeſitz hervor⸗ 
ragenden Adelsgeſchlechter, denen der Kaiſer die erbliche Reichsraths⸗ 
würde verleiht, jetzt geſchaffen wird, ein vollſtändiges Novum. 

Desgleichen ſoll das „Haus der Abgeordneten“ wie nach dem 
Diplom allerdings auch nach dem Febrnarpatente regelmäßig aus der 
Wahl der Landtage hervorgehen, allein dieſe Wahl iſt eine von vorne⸗ 
herein gebundene, indem die Reichsrathsabgeordneten von den Land⸗ 
tagen nach einem beſtimmten Vertheilungsmodus den einzelnen Land⸗ 
tagscurien, beziehungsweiſe Landtagsgruppen entnommen werden müſſen. 
Das Princip der Vertretung der Landtage als ſolcher iſt ſomit gebro— 
chen und dem der directen Wahl genähert, ja ſelbſt die directe Wahl, 
welche durch das Octoberdiplom ausgeſchloſſen iſt, wird für den Fall 
vorbehalten, wenn die Beſchickung des Reichsrathes ſeitens eines Land⸗ 
tages nicht zu Stande kommt, und damit iſt der Grundſatz neuerdings 
negirt, welcher die Landtage zu den urſprünglichen Trägern der Mit⸗ 
wirkung an der Geſetzgebung macht. 

Wie der Keim des Dualismus, ſo lag demnach auch jener der 
directen Wahl in der Februarverfaſſung vor und es iſt daher ſehr 
begreiflich, daß die Verfaſſungsbeſtimmmung, welche, das Recht der 
Volkswahl im Principe anerkennend, das Landtags- und Reichsraths⸗ 
mandat nur aus Opportunitätsgründen verknüpfte, nicht die Kraft beſaß, 
ſich gegen den Anſturm der auf ein direct gewähltes Parlament los⸗ 
ſteuernden Parteien zu behaupten. 

Wenn die Aufgabe des Februarpatentes aber darin beſtand, 
zwiſchen verſchiedenen Syſtemen zu vermitteln und ſowohl dem Ver⸗ 
langen nach einem direct gewählten Volksparlament als dem Anſpruche 
auf Wahrung des Länderindividualismus zu genügen, dann hat das 
Grundgeſetz über die Reichsvertretung ſeine Aufgabe meiſterhaft gelöst. 


Februarpatente von keiner Seite die Anerkennung vorenthalten werden 
können, daß es in der Hauptſache alle Vorthe ile der Wahl aus den 
Landtagen zu wahren wußte, ohne jene der Volkswahl zu opfern. 

Und auch abgeſehen hievon ſtehen wir keinen Augenblick an, die 
Beibehaltung der indirecten Reichsrathswahl aus den Landtagen unter 
den gegebenen fachlichen Verhältniſſen für einen Act wahrhaft ſtaats⸗ 
männiſcher Einſicht und Mäßigung zu erklären. Wenn die Reichsver⸗ 
tretung neben einer Vielheit von Landesvertretungen tagen ſollte, dann 
war es die nächſte Aufgabe einer Verfaſſung, welche das Ganze im Auge 
behielt, Bürgſchaften zu ſchaffen ſür die innere Einheit der vielgliedrigen 
Legislative, und zwar durch die organiſche Verknüpfung der Reichs⸗ 
und Landesvertretungen den Competenzſtreit der naturgemäß rivaliſiren⸗ 
den centralen und localen Vertretungskörper im Keime zu erſticken. 
Dieſer Gedanke mußte einer Verſaſſung ſehr nahe liegen, welche ſich 
ſelbſt ausdrücklich als den Complex der Grundgeſetze des Reiches und 
der Länder bezeichnete, und es war damit die Rückſicht eng verbunden, 
vermeidbare Wahlen auch wirklich zu vermeiden. Die Jugendzeit des 
Conſtitutionalismus wurde auf dieſe Weiſe vor der Gefahr behütet, die 
von Gegenſätzen aller Art ohnehin zerriſſene Bevölkerung durch ſich 
häufende Wahlen in fortwährende Bewegung zu ſetzen und das Intereſſe 
an dem Wahlacte durch das verwirrende Schauſpiel concurrirender 
Wahlen zu unterdrücken. 

Wurde die Reichsver tretung ſomit durch das Geſetz ihres Ent— 
ſtehens gehindert, überwuchernd in die Landtagsſphäre einzugreifen, ſo 
war das Februarpatent doch andererſeits, wie wir ſchon geſehen, ebenſo 
weit entfernt, den Reichsrath von den Landtagen in ſeiner Exiſtenz 
oder Zuſammenſetzung vollſtändig abhängig zu machen. Die Exiſtenz 
und Vollzähligkeit der Reichsvertretung war auch im Falle der Nicht⸗ 
beſchickung durch die Landtage ſichergeſtellt durch die ſubſidiär in Aus⸗ 
ſicht genommenen directen Wahlen, und die Vertretung aller Parteien 
und Intereſſen im Reichsrathe war von dem Willen der Landtagsmajo⸗ 
ritäten wenigſtens inſoferne unabhängig gemacht, als die Abgeordnetenzahl 
jedes Landes nach Intereſſengruppen und Landestheilen zerlegt war und 
die Wahl zwar durch den Landtag, aber aus der Mitte der Curien und 
Gruppen erfolgen ſollte. 

(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Unterlaſſungen der Gemeindevorſteher bei maß- und gewichtspoli⸗ 

zeilichen Neviſionen unterliegen, als den ſelbſtſtändigen Wir: 

kungskreis der Gemeinde betreffend, nicht der Ordunngsſtraf⸗ 
amtshandlung der politiſchen Behörden 

Um dem vom k. k. Aichinſpector im Jahre 1883 conſtatirten 
Rückgange der vorgeſchriebenen Nachaichungen vorzubeugen, hat die 
Landesregierung in K. mit Erlaß vom 29. März 1884, 3. 1518, 
alle Bezirkshauptmannſchaſten beauftragt, die unterſtehenden Gemeinde⸗ 
vorſtehungen zur unverweilten Vornahme von maß- und gewichtspoli⸗ 
zeilichen Reviſionen und zur Vorlage der Reviſionsbefundsprotokolle 
innerhalb einer angemeſſenen Friſt anzuweiſen und über den Vollzug 
dieſes Auftrages bis 30. Juli 1884 zu berichten. 

In Folge dieſes Auftrages erließ die Bezirkshauptmannſchaft in 
K. am 9. April 1884, 3. 6276, das Entſprechende an alle ihr 
unterſtehenden Gemeindevorſteher und gab ihnen zur Vorlage der Revi⸗ 
ſionsbefundsprotokolle eine Friſt dis 15 Juni 1884. 

Nach Verſtreichung dieſer Friſt, nämlich unterm 28. Juli 1884, 
z. Z. 6276, wurden mehrere Gemeindevorſteher, darunter auch jener 
von L., Anton W., urgirt, und ihnen eine neuerliche Friſt bis zum 
15. Auguſt 1884 gegeben. 

Ohne dieſem Auftrage nachgekommen zu fein, zeigte Anton W. 
mit Bericht vom 16. Auguſt 1884, Z. 240, an, daß er auf zwei⸗ 
monatlichen Urlaub gehe und die Leitung der Gemeindegeſchäfte dem 
erſten Gemeinderathe Johann R. übergeben habe. 

Die Bezirkshauptmannſchaft in K. nahm zwar dieſe Anzeige 
pro domo zur Kenntniß, belegte aber, als fie von der Landesregierung 
in Angelegenheit der Maß- und Gewichtsreviſion urgirt wurde, die 
ſäumigen Gemeindevorſteher, darunter auch Anton W., mit Erkenntniß, 
reſpective Erlaß vom 20. September 1884, 3. 14.705, auf Grund 
des § 95 der Gemeindeordnung für K. vom 15. März 1864, 


L. G. Bl. Nr. 5, mit einer Ordnungsſtrafe von 5 fl. 
laſſung einer 14tägigen Recursfriſt. 

Mit Bericht an die Bezirkshauptmannſchaft vom 20. Septem⸗ 
ber 1884, ad 3. 240, bat Anton W. um Nachſicht der Ordnungs⸗ 
ſtrafe, behauptend, er ſei nicht ſtraffällig, weil er zur Zeit, wo der 
Bericht zu erſtatten war, ſich auf Urlaub befand. 

Dem Antrage der Bezirkshauptmannſchaft vom 13. December 
1884, 8. 16.821, um Nachſicht der Ordnungsſtrafe hat die Landes⸗ 
regierung in K. keine Folge gegeben und mit Entſcheidung vom 
24. Februar 1885, Z. 13.042, die Strafe beſtätigt mit der Moti⸗ 
virung, daß W. trotz wiederholter Urgenzen und Friſterſtreckungen 
weder die Befundsprotokolle vorgelegt, noch allfällige, dagegen obwal⸗ 
tende Anſtände angezeigt habe, weßhalb die Verfügung der Ordnungs- 
ſtrafe gerechtfertigt geweſen ſei. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 9. Juli 1885, 
al 3. 7670, über den gegen dieſe Entſcheidung eingebrachten Mini⸗ 
ſterialrecurs des Anton W. in nachſtehender Weiſe entſchieden: 

„Das Miniſterium des Innern findet im Einvernehmen mit dem 
k. k. Handelsminiſterium über den Recurs des Gemeindevorſtehers 
Anton W. in L. gegen die Entſcheidung der Landesregierung vom 
24. Februar 1885, 3. 13.042, mit welcher der Recurrent in Beſtä⸗ 
tigung des Erkenntniſſes der Bezirkshauptmannſchaft K. vom 20. Sep- 
tember 1884, 3. 14.705, wegen unterlaſſener Berichterſtattung über 
die Vornahme der polizeilichen Maß- und Gewichtsreviſionen auf Grund 
des § 95 der Gemeindeordnung zu einer Ordnungsſtrafe von 5 fl. 
verurtheilt wurde, die Strafverfügungen J. und II. Inſtanz zu beheben, 
weil dieſe Reviſionen keinen Gegenſtand des übertragenen Wirkungs— 
kreiſes bilden, ſondern im ſelbſtſtändigen Wirkungskreiſe der Gemeinde 
nach Art. V, Punkt 4 des Reichsgeſetzes vom 5. März 1862, R. G. Bl. 
Nr. 18, und nach § 27, Punkt 4 der Gemeindeordnung für K. 
gelegen ſind, daher auch Unterlaſſungen in dieſer Hinſicht nicht als 
ſolche Pflichtverletzungen behandelt werden können, die nach § 95 der 
Gemeindeordnung mit Ordnungsſtraſen zu belegen ſind.“ G. 


unter Frei⸗ 


Die Frage des rechtlichen Beſtandes eines Mühlbaches in ſeinem 
bisherigen, ſeit undenklicher Zeit Ibeſtehenden Umfange kann, 
wenn auch hiebei privatrechtliche Fragen im Spiele ſind, nicht 
vom rein privatrechtlichen Standpunkte beurtheilt und entſchieden 


werden. (Art. II. Han Geſetz vom 28. Auguſt 1820, L. G. Bl. 
für Mähren Nr. 65.) 
Ueber das Grundſtück des A. Nr. 2029, welches mit keiner 


Servitut belaſtet iſt, führt ein künſtlich angelegter Graben, durch wel— 
chen aus dem Wildbache Seifern das zum Betriebe der Seifern-Mühle 
des B. nothwendige Waſſer zugeleitet wird. A. behauptet nun, dieſe 
Waſſerleitung, für welche vom Mühlbeſitzer bisher ein Entgelt geleiſtet 
wurde, beruhe auf einem Vertragsverhältniſſe zwiſchen dem Mühlbeſitzer 
und dem Beſitzer des Grundſtückes Nr. 2029 und dieſes Vertragsver⸗ 
hältniß müſſe im Falle eines Wechſels in der Perſon eines der beiden 
Contrahenten erneuert werden. 

Da B. es bisher unterlaſſen habe, mit ihm (A.), als dem der— 
maligen Beſitzer des Grundſtückes Nr. 2029, den Vertrag zu erneuern 
und ſich ſogar weigere, für die Duldung der Waſſerleitung als Ent⸗ 
gelt jährlich drei Bretter und ſechs Schwarten zu leiſten, welches die 
klägeriſchen Vorfahren vom jeweiligen Beſitzer der Seifern-Mühle bezo- 
gen hatten, da B. ferner trotz des klägeriſchen Verbotes die ihm bisher 
aus freien Stücken und gegen Entgelt bewilligte Waſſerleitung als ein 
Recht ſich anmaße, richtete A. gegen B. die actio negatoria auf 
Anerkennung des ſervitutsfreien Eigenthumsrechte an dem Grundſtücke 
Nr. 2029. 

Das Oberlandesgericht hat dieſes Urtheil behoben, die Angelegen— 
heit an die zuſtändige Adminiſtrativbehörde verwieſen und erkannt, daß 
Kläger ſchuldig ſei, dem Geklagten die Gerichtskoſten zu erſetzen: denn 
nach der von beiden Seiten anerkannten und durch das gerichtliche 
Augenſcheinsprotokoll vom 17. Mai 1884 unterſtützten Sachlage beſteht 
ſeit der Errichtung der Mühle des Geklagten der theilweiſe, über das 
klägeriſche Grundſtück Nr. 2029 ſich ziehende, künſtlich angelegte Mühl⸗ 
graben, durch welchen aus dem Wildbache das zum Betriebe der Mühle 
des Geklagten nothwendige Waſſer zugeleitet wird; dieſen ſeit undenk⸗ 
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lichen Zeiten beſtehenden Zuſtand, welcher nach den damals bei Errich⸗ 


tung der Mahlmühle des Geklagten beſtandenen Geſetzen nur auf 
Grund der von der politiſchen Behörde ertheilten Bewilligung geſchaffen 


worden ſein konnte, will Kläger, inſoweit durch dieſe Waſſerleitung 
fein benanntes Grundſtück betroffen wird, beſeitigt wiſſen, indem nach 
ſeiner Behauptung dem Geklagten ein Servitutsrecht nicht zuſteht, das 
zum Betriebe ſeiner Mühle nothwendige Waſſer über ſein beſagtes 
Grundſtück zu leiten, und er ſtrebt in der Klage die Aberkennung dieſes 
Servitutsrechtes und die Einſtellung des Betriebes dieſer Waſſerleitung 
über ſeinen Grund an. Mit dieſem Begehren wird zweifelsohne die 
Caſſirung des bisherigen, über das klägeriſche Grundſtück Nr. 2029 
ſich ziehenden Laufes des Mühlgrabens, ſomit die Aenderung des bis⸗ 
herigen Gerinnes dieſes zum Mühlbetriebe nothwendigen Waſſers ange⸗ 
ſtrebt. Es handelt ſich ſohin im gegenwärtigen Falle um ein Waſſer⸗ 
bezugsrecht und die Ableitung aus einer beſtehenden Waſſeraulage. 
Nach Art. Il des Geſetzes über Benützung, Leitung und Abwehr der 
Gewäſſer für die Markgrafſchaft Mähren vom 28. Auguſt 1770, 
L. G Bl. Nr. 65, iſt der Beſtand und Umfang ſolcher Rechte wohl 
nach früheren Geſetzen zu beurtheilen, die Ausübung derſelben, ſowie 
das Verfahren richten ſich aber nach dieſem Geſetze, welches im § 72 
beſtimmt, daß alle Angelegenheiten, welche ſich auf die Benützung, 
Leitung und Abwehr der Gewäſſer beziehen, in den Wirkungskreis der 
politiſchen Behörden gehören, ſowie auch der . 0 der Miniſterien des 
Innern und der Juſtiz vom 7. Juli 1860, G. Bl. Nr. 172, für 
die Competenz der politiſchen Behörden 1917 Es hat auch der 
Geklagte gleich im Beginne der Verhandlung die Incompetenz der 
Gerichte eingewendet, welche nach den vorbezogenen Geſetzesſtellen zu 
berückſichtigen war, zumal bei der Entſcheidung in dieſen Sachen auch 
öffentliche Rückſichten im Spiele ſein können und die Augelegenheit ſich 
nach dem Vorausgeſchickten der Ingerenz der Gerichtsbehörden entzieht, 
da die Frage des rechtlichen Beſtandes des Mühlbaches in ſeinem 
bisherigen, ſeit undenklicher Zeit beſtehenden Umfange, wenn auch 
hiebei privatrechtliche Fragen im Spiele ſind, nicht vom rein privat— 
rechtlichen Standpunkte beurtheilt und entſchieden werden kann. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat auf den Reviſionsrecurs des 
A. mit Entſcheidung vom 15. Jänner 1885, 3. 1, die obergerichtliche 
Entſcheidung aus deren Gründen und der weiteren Erwägung beſtätigt, 
daß die Abſicht des Klägers, wie er dies in der Beſchwerde ſelbſt zu= 
gegeben, nur auf die Caſſirung des Mühlbaches, durch welchen der 
Geklagte das Betriebswaſſer für ſeine Mühle bezieht, gerichtet iſt, der 
Beſtand dieſes ſeit dem Jahre 1802 exiſtirenden Mühlbaches im Sinne 
des Art. II des Waſſerrechtsgeſetzes für Mähren vom 28. Auguſt 
1870 als ein rechtmäßiger angeſehen werden muß, welcher nach § 69 
dieſes Geſetzes unter den Schutz der politiſchen Behörden geſtellt iſt, 
und weil jede wie immer geartete und von wem immer beabſichtigte 
Aenderung dieſer Anlage, welche auf den Lauf des Waſſers, reſpective 
auf fremde Rechte Einfluß üben kann, nach § 16 des obigen Geſetzes 
der vorgängigen Bewilligung der nach SS 75 nnd 76 competenten 
politiſchen Behörde bedarf. Ger.⸗Ztg. 


e e 

Die Ehelöſungen in Oeſterreich (1882 und 1883). Von Dr. Karl 
Hugelmann. Abdruck aus der Statiſtiſchen Monatsſchrift. Wien, 1885, Hölder. 

Wie uns der Verfaſſer in einer im Vorjahre erſchienenen Abhandlung 
ein ſtatiſtiſches Bild der Ehetrennungen in katholiſchen Ländern entworfen hat *), 
ſo behandelt er in der uns gegenwartig vorliegenden Brochure mit der ihm 
eigenen Klarheit und Vielſeitigkeit die Ehelöſungen, welche in den Jahren 1882 
und 1883 in Oeſterreich ſtattgefunden haben und macht uns hindurch mit einem, 
wie er in der Vorrede erwähnt, bisher noch nicht betretenen und unbeachtet 
gebliebenen Gebiete ſtatiſtiſcher Forſchung bekannt; denn nur die „Eheſtreitigkeiten“, 
nicht auch die Ehetrennungen und Eheſcheidungen wurden bisher bei uns ſtati⸗ 
ſtiſch erhoben. 

Nach allen Geſichtspunkten hin, welche hiebei überhaupt in Betracht 
kommen können, werden aus den trockenen Ziffern die Erfahrungsſätze heraus⸗ 
gebildet, welche — wie beiſpielsweiſe die Thatſachen, daß das Rechtsinſtitut der 
Eheſcheidung von den Nichtkatholiken weitaus weniger, als von den Katholiken 
benützt wird, daß auf Wien allein nahezu 40 Percent aller katholiſchen Schei- 
dungen der beiden Jahre entfallen, daß bei den Scheidungen katholiſcher Ehen 
die außerproceſſuallen Scheidungen überwiegen, was bei den Scheidungen nicht⸗ 
katholiſcher Ehen nicht der Fall iſt, daß bei denjenigen Confeſſionen, welche die 


Vergl. die Literaturnotiz in Nummer 25, Seite 103, des Jahrganges 
1884 dieſer Zeitſchrift. 


Verehelichung ihrer Seelſorger geftatten, nicht ein Fall der Ehelöſung ſeitens der 
offieiellen Vertreter der kirchlichen Ordnung zu verzeichnen war, daß der Stand 
der Kaufleute, Induſtriellen und Gewerbsleute, worunter das, Ehetrennungen 
am leichteſten ermöglichende jüdiſche Bekenntniß vorwiegt, die größte Percent⸗ 
ziffer aller Ehelöſungen liefert, daß von den gelöſten Ehen zwei Drittel während 
des erſten Decenniums der Ehe zur Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft gelan⸗ 
gen, während ein Drittel der Ehelöſungen nach mehr als zehnjähriger Dauer 
der Ehe erfolgt, daß Ehetrennungen in der Regel wegen unüberwindlicher Ab⸗ 
neigung ſtattfinden u. ſ. w. — für das Geſellſchafts⸗ und Familienleben unſeres 
Staates von äußerſt lehrreicher Bedeutung ſind. 1% 


Geletze und Berordnungen. 


1884. II. 


Centralblatt für Eiſenbahnen und Dampfſchifffahrt der öſter⸗ 
reichiſch-ungariſchen Monarchie. 


Semeſter. 


Nr. 138. Ausgeg. am 25. November. — Verordnung des Finanzmini⸗ 
fteriums vom 20. November 1884, womit für December 1884 das Aufgeld 
beſtimmt wird, welches bei Verwendung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren 
zu entrichten iſt. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für ein 
Localbahnnetz für die Stadt Reichenberg und Umgebung. 12. November. 8. 38.697. 
— Erlaß der k. k. niederöſterreichiſchen Statthalterei vom 27. October 1884, 
8. 47.935, an den Wiener Magiſtrat, betreffend die Einfuhr von thieriſchen 
Rohproducten aus Rußland, Rumänien, Bulgarien und Serbien nach Wien und 
deren Bezug daſelbſt. — Erlaß des k. k. Statthalters für Niederöſterreich vom 
29. October 1884, Z. 48.379, an den Verwaltungsrath der Wiener Tramway⸗ 
Geſellſchaft, betreffend die Genehmigung des Fahrpreistarifes. — Erlaß des 
k. k. Handelsmiutſteriums vom 8. November 1884, Z. 38.546, an ſämmtliche 
öſterr Eiſenbahnverwaltungen, betreffend die Geſtattung des Eiſenbahntransportes 
ſowohl auf den öſterr. als auch auf den ungar. Eiſenbahnen bezüglich der 
Sprengmittel „Neu⸗Dynamit Nr. 1“ und „Neu-Dynamit Nr. II“ in einer 
geänderten Zuſammenſetzung aus den Fabriken zu Zamky bei Prag und zu 
Preßburg der Dynamit⸗Actiengeſellſchaft vormals Alfred Nobel & Co. in Hamburg, 
vertreten durch Mahler & Eſchenbacher in Wien. 

Nr. 139. Ausgeg. am 27. November. Bewilligung zur Vornahme 
techniſcher Vorarbeiten für eine ſchmalſpurige Localbahn von Uſtrzyki nach 
Boberka. 14. November. Z. 36.242. — Agiozuſchlag zu den Fahr- und Fracht⸗ 
gebühren auf den öſterreichiſch-ungariſchen Eiſenbahnen. 24. November. 

Nr. 140. Ausgeg. am 29. November. — Abdruck von Nr. 183 R. G. Bl. 
— Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 8. November 1884, Z. 38.549, an 
die Verwaltungen ſämmtlicher öſterr. Eiſenbahnen, enthaltend die Erläuterung 
des Erlaſſes vom 21. Auguſt 1884, Z. 29.778, betreffend die Beibringung von 
Beſchau⸗Certificaten für das zur Beſörderung gelangende Fleiſch. 

Nr. 141. Ausgeg. am 2. December. — Abdruck von Nr. 181 R. G. Bl. 

Nr. 142. Ausgeg. am 4. December. — Bewilligung zur Vornahme 
techniſcher Vorarbeiten für eine Locomotiv-Eiſenbahn von einem Punkte der 
Kaiſerin Eliſabeth⸗Bahn zwiſchen Penzing und Purkersdorf über Altenmarkt und 
Mariazell nach Hieflau. 9. November. Z 26.020. — Bewilligung zur Vornahme 
techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige Localbahn von der Station Mszana 
der galiziſchen Transverſalbahn nach Radziszöw zum Anſchluſſe an die Staats⸗ 
bahnlinie Sucha⸗Skawina. 11. November. Z. 36.788. — Bewilligung zur Vornahme 
techniſcher Vorarbeiten für die Theilſtrecke Innsbruck-⸗Reichsgrenze der projectirten 
Eiſenbahnverbindung zwiſchen Innsbruck und Augsburg. 15. November. Z. 16.649. 
— Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von 
irgend einem Punkte des Helenenthales auf den hohen Lindkogel. 22. November. 
3. 38.261. 

Nr. 143. Ausgeg. am 6. December. — Bewilligung zur Vornahme tech⸗ 
niſcher Vorarbeiten für eine Zweiglinie der projectirten Localbahn Proßnitz⸗Mähr.⸗ 
Trübau⸗Triebitz von Kornitz nach Mähr.⸗Neuſtadt. 22. October. Z. 29.555. — 
Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige Local⸗ 
bahn von Iſchl über Mitter⸗Weißenbach, Mondſee, Thalgau nach Eugendorf zum 
Anſchluſſe an die Kaiſerin Eliſabeth⸗Bahn nebſt einer Zweigbahn von Mondſee 
nach Steindorf. 25. November. Z. 34.399. — Friſterſtreckung zur Vornahme 
techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige Eiſenbahn von Rakonitz nach 
Karlsbad. 7. November. Z. 37.948. — Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 
18. November 1884, Z. 40.739, an ſämmtliche öſterr. Eiſenbahnverwaltungen, 
betreffend die Geſtattung des Eiſenbahntransportes des Sprengmittels „Dynamit 
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Actiengeſellſchaft, vormals Alfred Nobel & Comp. in Hamburg, vertreten durch 
Mahler & Eſchenbacher in Wien. 

Nr. 144. Ausgeg. am 11. December. — Erlaß des k. k. Handelsmini⸗ 
ſters vom 26. November 1884, Z. 42.637, an die Direction der Kaiſer Ferdi⸗ 
nands⸗Nordbahn als der Vorſitzenden in der Directorenconferenz der üfter- 
reichiſchen Eiſenbahnen, betreffend die Feſtſetzung des Maximalquantums für 
Pulver⸗ und Munitionstransporte, deren Abgang nicht telegraphiſch zu aviſiren 
ift. — Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 25. November 1884, 3. 40.343, 
an die Verwaltungen ſämmtlicher öſterr. Eiſenbahnen, betreffend die Erſtreckung 
des Termines für die obligatoriſche Verwendung von Frachtbriefen mit eingedruckten 
Stempelzeichen. 

Nr. 145. Ausgeg. am 13. December. — Conceſſion zum Baue und Be⸗ 
triebe einer Pferdebahnlinie vom Franzensring durch die Stadiongaſſe und 
Joſephſtädterſtraße bis zu deren Kreuzung mit der Blindengaſſe. 13. November. 
3. 36.600. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine 
normalſpurige Localbahn von Cilli über Sachſenfeld und Heilenſtein nach Schön⸗ 
ſtein mit eventueller Fortſetzung nach Unter⸗Drauburg. 26. November. 3. 36.241. 

Nr. 146. Ausgeg. am 16. December. — — — 

Nr. 147. Ausgeg. am 18. December. — Abdruck von Nr. 179 R. G. Bl. 

Nr. 148. Ausgeg. am 20. December. Erlaß des k. k. Handelsmini⸗ 
ſters vom 15. December 1884, 3. 44.202, an die Verwaltungen ſämmtlicher 
öſterreichiſcher Eiſenbahnen, betreffend die Ausſtellung von Munitionsgeleitſcheinen 
bei Pulverſendungen. — Erſtreckung des Termines für die Bauvollendung und 
Inbetriebſetzung der Localbahnlinie von Brünn nach Tiſchnowitz (Vorkloſter) 
nebſt Schleppbahn zum Militär⸗Monturdepot Nr. I bei Brünn. 11. November 
3. 40.576. — Aenderung der Statuten der öſterreichiſchen Localeiſenbahn-⸗Geſell⸗ 
ſchaft. H. M. Z. 45.069. 

(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Generaldirector der Tabakregie Dr. Joſeph 
Krükl den Orden der eiſernen Krone zweiter Claſſe und dem Generalinſpector 
und Hofrathe der Generaldirection der Tabakregie Eduard Ritter von Eſcherich 
das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens, beiden taxfrei, verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe der galiziſchen Finanz-⸗Landes⸗ 
direetion Johann Bujak den Titel und Charakter eines Hofrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben die Finanzräthe Joſeph Mudroch und Ferdinand 
Schneider zu Oberfinanzräthen der Brünner Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

a Seine Majeſtät haben dem Finanzrathe der Brünner Finanz⸗Landes⸗ 
direction Johann Schilder den Titel und Charakter eines Oberfinanzrathes 
taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Secretär der mähriſch⸗ſchlefiſchen Finauzpro⸗ 
curatur Dr. Franz Domluvil tarfrei den Titel und Charakter eines Finanz⸗ 
rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Regierungs⸗ 
rathes bekleideten Hoffecretär Allerhöchſtihres Oberſthofmarſchallamtes Dr. Rudolph 
Ku baſek zum wirklichen Regierungsrathe ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Polizeicommiſſär der Wiener Polizeidirection 
Anton Ott! den Titel und Charakter eines Polizei⸗Obercommiſſärs verliehen. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Rathes beklei⸗ 
deten Oberrechnungsrath der Seebehörde in Trieſt Julius Bertuzzi zum 
Rechnungsdirector der Statthalterei in Zara ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat im 
Stande der Wiener Polizeidirection den Polizei⸗Obercommiſſär Joſeph Witt 
zum Polizeirathe, den mit dem Titel und Charakter eines kaiſerlichen Rathes 
bekleideten Bezirksinſpector der Wiener Sicherheitswache Dr. Karl Wachler und 
dem Polizeicommifſär Franz Joſepy Sandany zu Polizei⸗Obercommiſſären, 
dann a Polizeidirections⸗Concipiſten Karl Doleifch zum Polizeicommiſſär 
ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtverwalter Albert Barzal in Ala zum 
Oberpoſtverwalter daſelbſt ernannt. 


Erledigungen. 

Arztesſtelle in der niederöſterreichiſchen Landes⸗Siechenanſtalt zu Miſtelbach 
mit 400 fl. jährlicher Beſtallung, bis Ende November. (Amtsbl. Nr. 258.) 

Lottoamts⸗ und Caſſecontrolorsſtelle in Trieſt in der neunten Rangs⸗ 
claſſe, eventuell eine Archivars⸗, Caſſiers⸗ oder Oberamtsofficialsſtelle bei den k. k. 
Lottoämtern in der neunten Rangsclaſſe gegen Caution, bis Ende November. 
(Amtsbl. Nr. 258.) 

Evidenzhaltungs⸗Obergeometersſtelle in der neunten Rangsclaſſe, eventuell 
eine Geometersſtelle erſte Claſſe in der neunten oder Geometersſtelle zweiter 
Claſſe in der eilften Rangsclaſſe, bis Mitte December. (Amtsbl. Nr. 258.) 

Armenarztesſtelle im neunten Bezirke in Wien mit 600 fl. Jahres⸗ 
remuneration, bis Ende November. (Amtsbl. Nr. 260.) 

Bezirkscommiſſärsſtellen in Böhmen, eventuell mehrere Statthalterei⸗ 
Concipiſtenſtellen, bis 25. November. (Amtsbl. Nr. 263.) 
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DEE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift famnt 
den Erkeuntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 


III alt“ aus den Fabriken zu Zamky bei Prag und zu Preßburg der Dynamit⸗ Bogen 32 der Erkenntuiſſe 1885. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 
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